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Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

01.06.2023 

Geschäftszahl 

Ra 2020/17/0009 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2018/17/0007 B 21. Jänner 2019 RS 3 (hier: Diese Ausführungen gelten auch für die 
Besteuerung von Glücksspielen, handelt es sich dabei doch um eine der im GSpG 1989 angeführten 
Maßnahmen u. a. zur Verfolgung der Ziele der Politik zum Schutz der Verbraucher und der 
Sozialordnung.) 

Stammrechtssatz 

Nach der ständigen Rechtsprechung des EuGH steht es den Mitgliedstaaten in Ermangelung einer 
Harmonisierung auf Unionsebene grundsätzlich frei, die Ziele ihrer Politik auf dem Gebiet der 
Glücksspiele festzulegen und das angestrebte Schutzniveau zu bestimmen. Die sittlichen, religiösen oder 
kulturellen Besonderheiten und die mit Glücksspielen (und Wetten) einhergehenden sittlich und finanziell 
schädlichen Folgen für den Einzelnen wie für die Gesellschaft rechtfertigen es, den staatlichen Stellen ein 
ausreichendes Ermessen zuzuerkennen, um im Einklang mit ihrer eigenen Wertordnung festzulegen, 
welche Erfordernisse sich aus dem Schutz der Verbraucher und der Sozialordnung ergeben. Der VwGH 
erkennt in ständiger Rechtsprechung unter Durchführung der vom EuGH geforderten Gesamtwürdigung, 
dass die im Glücksspielgesetz vorgesehenen Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit, etwa durch 
Statuierung eines Monopols zugunsten des Bundes in Verbindung mit der Vergabe von Konzessionen, 
durch die Verfolgung legitimer Ziele in kohärenter und systematischer Weise gerechtfertigt sind (vgl. 
ausführlich VwGH 16.3.2016, Ro 2015/17/0022). Dieser Rechtsansicht hat sich der VfGH in seinem 
Erkenntnis vom 15. Oktober 2016, E 945/2016-24, E 947/2016-23, E 1054/2016-19, angeschlossen. Der 
Verwaltungsgerichtshof hat an dieser Rechtsprechung mit Erkenntnis vom 11. Juli 2018, Ra 
2018/17/0048 bis 0049, mit näherer Begründung festgehalten. 
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